
Hansestadt Lüneburg
Die Oberbürgermeisterin

www.lueneburg.de
Telefon 04131 309-0
Telefax 04131 309-3188 (Zentrale)
USt-ID: 116086235

Sparkasse Lüneburg IBAN DE88 2405 0110 0000 0005 54 BIC NOLADE21LBG
Volksbank Lüneburger Heide eG IBAN DE07 2406 0300 7100 1000 00 BIC GENODEF1NBU

06 Stabsstelle Bauverwaltung

Neue Sülze 35
Auskunft erteilt

Herr Moll, Zimmer 1.08
Telefon Telefax

309 – 3409 309 – 3539
Email

An die
Mitglieder
des Ausschusses für Bauen und Stadt-
entwicklung

malte.moll@stadt.lueneburg.de
Mein Zeichen Datum

10 24 45 18.10.2024

PROTOKOLL

Anliegend erhalten Sie das Protokoll zur nachstehenden Sitzung:

 Gremium

Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung
Ausschuss für Umwelt, Klima, Grünflächen und Forsten
Ortsrat der Ortschaft Ochtmissen
Ortsrat der Ortschaft Oedeme
Ortschaft Ebensberg
Ortschaft Häcklingen
Ortschaft Rettmer

 Sitzung vom:

27.05.2024

 Sitzungsort

Kulturforum Lüneburg e.V., Gut Wienebüttel, 21339 Lüne-
burg

 Tatsächliche Sitzungsdauer

14:00 - 17:15 Uhr

Den Öffentlichkeitsstatus der Sitzung entnehmen Sie bitte der beigefügten Tagesordnung.

Vorsitzender Dezernentin Protokollführer

Schultz Gundermann Moll
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ANWESENHEITSLISTE

 Anwesende Mitglieder

 Vorsitz
Herr Jens-Peter Schultz
Herr Ulrich Blanck
 Mitglieder des Gremiums
Herr Jan Reikowski
Herr Tobias Schlender
Frau Katja von Bargen
Frau Katharina von Komorski
Herr Friedhelm Feldhaus
Frau Anneli Fellinghauer
Frau Christel John Bürgermeisterin ab 14:45 Uhr
Frau Andrea Kabasci Vertretung für: Herrn Ralf Gros
Frau Hiltrud Lotze Bürgermeisterin
Herr Uwe Nehring
Herr Eckhard Pols
Frau Katja Raiher
 Grundmandat
Herr Cornelius Grimm
Herr Dirk Neumann

 Beratende Mitglieder
Herr Kai Herzog
Frau Carmen Maria Bendorf
Herr Rainer Haffke
Herr Andreas Oldenburg
Frau Pervin Pölleritzer
Herr Arnold Spliesgar
 Stellv. Mitglieder
Frau Ulrike Ahlers Vertretung für: Herrn Karl Wurm
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 Verwaltung
Frau Claudia Kalisch
Herr Markus Moßmann Erster Stadtrat
Frau Heike Gundermann Stadtbaurätin
Frau Pia Wiebe BL 34 zu TOP 10 anwesend
Herr Tobias Neumann 01-7
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TAGESORDNUNG:

Öffentlicher Teil

1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2 Feststellung der Tagesordnung

3 Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil

4 Einwohnendenfragen

5 Anfragen im öffentlichen Teil

6 Standortkonzept für PV-Freiflächenanlagen
Vorlage: VO/11266/24

7 91. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilbereich "Solarpark Schwarzer 
Berg" 
Einleitungsbeschluss
Beschluss über die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
Vorlage: VO/11270/24

8 Bebauungsplan Nr. 186 "Solarpark Schwarzer Berg" 
Aufstellungsbeschluss
Beschluss über die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
Vorlage: VO/11271/24

9 Entwicklung einer PV-Freiflächenanlage an der A 39 (Goseburg)
Vorlage: VO/11265/24

10 Erstellung eines Umsetzungskonzeptes für eine Freiflächen-Photovoltaikanlage 
auf Flächen im Eigentum der Hansestadt Lüneburg
Vorlage: VO/10841/23-1

11 Bebauungsplan Nr. 43, 6. Änderung "Vrestorfer Heide" - Mitteilung über geänder-
ten städtebaulichen Entwurf
Vorlage: VO/11283/24
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PROTOKOLL:

Öffentlicher Teil

zu 1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

Der Ausschussvorsitzende, Ratsherr Schultz, begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähig-
keit der Ausschüsse fest. 

Der Ortsrat Oedeme ist nicht beschlussfähig.  

zu 2 Feststellung der Tagesordnung

Beschluss:

Die Tagesordnung wird einstimmig festgestellt.

zu 3 Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil

Es gibt keine Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil. 

zu 4 Einwohnendenfragen

Beratungsinhalt:

Frau Irmgard Meyer, Jägerstraße 23 in 21339 Lüneburg stellt folgende Einwohnendenfragen: 

1) Ist es möglich, auf einer PV-Fläche auch gleichzeitig Windräder aufzustellen?
2) Werden Lösungen ausgeschöpft PV-Anlagen auf öffentlichen Flächen, Gewerbeflächen und 

z.B. Parkplätzen aufzustellen?

Stadtbaurätin Gundermann erläutert zu 1), dass dies formal möglich wäre. Der Landkreis weise je-
doch Standorte für Windenergieanlagen (WEA) aus und aus verschiedenen Gründen seien für die 
heute vorgeschlagenen PV-Flächen keine WEA vorgesehen.

Herr Eberhard ergänzt, dass die bisher für WEA ausgewiesenen Flächen sich nicht mit den Flächen 
für PV-Anlagen überschneiden. Dies habe mit den unterschiedlichen Planungsebenen und Ansätzen 
zu tun. 

Zur Frage 2) erklärt Herr Eberhard, dass PV-Anlagen auf Dächern vorgesehen und möglich sind. Den-
noch werde dieses Thema heute nicht betrachtet und zudem liege die Entscheidung bei den Eigentü-
mer:innen der Gebäude. 

zu 5 Anfragen im öffentlichen Teil

Es werden keine Anfragen im öffentlichen Teil gestellt.
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zu 6 Standortkonzept für PV-Freiflächenanlagen
Vorlage: VO/11266/24

Beratungsinhalt:

Oberbürgermeisterin Kalisch erläutert, dass insbesondere PV-Anlagen und Windenergieanlagen er-
schlossen werden müssten, um die Klimaneutralität erreichen zu können. Frau Kalisch dankt den Mit-
arbeiter:innen der Verwaltung für die Überprüfung der geeigneten Flächen im Stadtgebiet. Man habe 
eine planerische Abwägung vorgenommen und sie hoffe, dass das Konzept schnell in die Umsetzung 
kommt. Zwei konkrete Flächen wolle man heute im späteren Teil der Sitzung bereits vorstellen.

Stadtbaurätin Gundermann erläutert, dass der Bereich Stadtplanung ein Standortkonzept vorbereitet 
und geeignete Standorte ausgewählt habe, welche heute vorgestellt werden sollen. Ein erstes Zwi-
schenergebnis des Standortkonzeptes habe man bereits am 20.03.2023 dargestellt. 

Stadtbaurätin Gundermann betont, dass es sich bei der heutigen Vorstellung nicht um eine feste Aus-
weisung von Standorten handelt, sondern um eine Vorauswahl. In den meisten Fällen werde eine F-
Planänderung oder nach derzeitigem Stand der Rechtsprechung auch ein B-Planverfahren erforder-
lich. Für privilegierte Standorte, z.B. an der Autobahn oder entlang von Hauptbahnstrecken, ist ledig-
lich ein Baugenehmigungsverfahren nötig. 

Anhand der als Anlage beigefügten Präsentation erläutert sie, wie man zur Auswahl der Flächen ge-
langt ist. Kriterien seien z.B. der Landschaftsplan mit harten Kriterien, die zum Ausschluss der Flächen 
führten und der Landschaftsplan mit weichen Kriterien, die in der Abwägung zur Herabstufung der 
Geeignetheit geführt haben.

Außerdem seien Kaltluftleitbahnen aus der gesamtstädtischen Klimaanalyse, die Ackerzahlen und 
aktuelle Baugebiete als Auswahlkriterien berücksichtigt worden. 
Stadtbaurätin Gundermann stellt das Zwischenergebnis und die Flächen, die nach Anwendung der 
Auswahlkriterien verblieben, vor.
Anschließend habe man die verbliebenen Flächen nochmals anhand weicherer Abwägungskriterien 
(z.B. Landschaftsbild, naturräumliche Zusammenhänge, Ungestörtheit) geprüft und einem genaueren 
Wertungsverfahren unterzogen. Herabgestuft habe man z.B. Flächen, für die im in Aufstellung befind-
lichen ISEK eine Siedlungsentwicklung anzunehmen ist sowie das in Entwicklung befindliche Gewer-
begebiet Papenburg/Landwehr.

Die durchgeführte Analyse ergibt ca. 166 ha Gunstflächen. Hierbei würde es sich um eine Bruttoanga-
be der grundsätzlich geeigneten Standorte, welche im Weiteren zu prüfen seien, handeln. 
Stadtbaurätin Gundermann geht anschließend auf die Klimaneutralitätsziele der Stadt Lüneburg und 
des Landes Niedersachsen ein. Dabei erläutert sie auch, dass es im NKlimaG verschiedene Ausbau-
ziele für die Erzeugung von Strom und Wasserstoff aus erneuerbaren Energien gebe. Durch Wind an 
Land sollen 30 GW erzeugt werden und durch Solarenergie 65 GW, wobei 50 GW davon auf Be-
standsgebäuden und ähnlichen Flächen erzeugt werden sollen und 15 GW auf Freiflächen. Für die 15 
GW sollen laut NKlimaG 0,5 % der Landesfläche für PV-Freiflächenanlagen bereitgestellt werden. 
Dies entspreche im Lüneburger Stadtgebiet ca. 35 ha (ca. 23 MW).

Trotz der im Stadtgebiet großen Flächenknappheit mit der für wachsende Städte typischen Flächen-
konkurrenzen und hoher Verdichtung, habe man mit ca. 166 ha Gunstflächen Spielraum über die ge-
setzlich vorgegebene Mindestfläche von 0,5 % hinauszugehen.
Daher empfehle man im Standortkonzept die Fläche von ca. 35 ha zu verdoppeln auf ca. 70 ha bzw. 1 
% der Stadtgebietsfläche (ca. 47 MW), die als Ziel bis Ende 2032 für PV-Freiflächenanlagen ausge-
wiesen werden sollen. Das sei eine nach derzeitigem Wissensstand realistisch realisierbare und städ-
tebaulich sowie landschaftsplanerisch vertretbare Größenordnung. 
Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass die Gunstflächen priorisiert wurden und die Priorität-1-Stand-
orte bevorzugt zur Entwicklung empfohlen werden (ca. 85 ha). Die Priorität-2-Standorte könnten zum 
Zuge kommen, sofern das Flächenziel von 70 ha absehbar nicht erreicht werden kann (weitere ca. 81 
ha). Eine Überentwicklung sei nicht zu befürchten. Die meisten Flächen befänden sich in privater 
Hand, sodass die Entwicklung abhängig von der Bereitschaft der Eigentümer:innen sei. Eine Informa-
tionsveranstaltung für die von den Priorität-1- und Priorität-2-Standorten „betroffenen“ Eigentümer:in-
nen werden man noch durchführen.



Niederschrift des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung, 27.05.2024 7

Die zwei in städtischer Hand befindlichen Flächen würden noch vorgestellt. 
Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass im Konzept Leitlinien für die Entwicklung und Gestaltung der 
Standorte benannt werden, um die Anlagenstandorte gut in die Landschaft zu integrieren.
Abschließend verdeutlicht sie noch einmal, dass dieses Konzept eine wichtige Abwägungsgrundlage 
und Standortvorauswahl für PV-Freiflächenanlagen im Stadtgebiet ist. 
Ratsfrau Lotze erkundigt sich, ob Stiftungsflächen außerhalb des Stadtgebietes betrachtet wurden und 
erklärt, dass eine erste Lesung schön gewesen wäre.

Stadtbaurätin Gundermann verneint dies. Für Bauleitplanverfahren dieser Flächen seien andere Ge-
meinden zuständig. Das Konzept solle dazu dienen, um für Flächen im Stadtgebiet ggf. das erforderli-
che Bauleitplanverfahren einzuleiten. Dennoch würden diese Flächen auch betrachtet werden. 

Auf Nachfrage erklärt Herr Eberhard, dass baulich genutzte Flächen nicht im Konzept auftauchen. Die 
Flächen wären Gegenstand einer anderen Untersuchung. Um einen Zielkonflikt mit dem Wohnungs-
bau zu umgehen, habe es einen Abgleich mit dem ISEK gegeben und diese Flächen wurden im PV-
Konzept ausgeschlossen. 

Frau Wiebe, Bereichsleiterin 34, erklärt, dass man bzgl. eines Solarkatasters im Austausch mit dem 
Landkreis stehe. Das Kataster solle voraussichtlich im Laufe der nächsten Woche fertig werden. Darin 
enthalten seien die Potenziale von Dächern, aber vermutlich keine Aussagen zu Freiflächen. 

Ratsherr Pols erkundigt sich, weshalb man keine Waldflächen am Bilmer Berg (Bilmer Strauch) für 
PV-Anlagen nutze, aber gleichzeitig Waldflächen für WEA in Deutsch Evern. 

Oberbürgermeisterin Kalisch erklärt, dass nach jetziger Bewertung derzeit 10 WEA im Wald in 
Deutsch Evern rechnerisch Platz finden würden. Zunächst würde jedoch die Umsetzbarkeit geprüft 
und erst dann wisse man auch, wie viel ha Wald gerodet werden müssten. Um das Ziel der Klimaneu-
tralität zu erfüllen, müsse man zwangsläufig Windenergie im Wald planen. Es bestehe ein Zielkonflikt. 

Herr Eberhard erklärt, dass die Rodung von Wald einen enormen Eingriff für Natur und Landschaft 
bedeuten und weitere Ausgleichsflächen beanspruchen würde. Dieser Effekt lasse sich durch geeig-
nete landwirtschaftliche / waldfreie Flächen für PV-Anlagen reduzieren. Die im Konzept dargestellten 
Flächen seien weitestgehend konfliktfrei hinsichtlich Natur, Landschaft und Ausgleich. Der Wald am 
Bilmer Strauch sei ebenfalls Wald i.S.d. Waldgesetzes, sodass die vorgenannten Punkte auch hierzu 
einschlägig seien. 

Zudem erkundigt Ratsherr Pols sich nach einem Kataster innerhalb des Stadtgebietes für öffentliche 
Gebäude.

Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass man viele eigene Gebäude habe, welche von der Gebäude-
wirtschaft hinsichtlich der Nutzung von PV-Anlagen überprüft wurden. Hierzu habe Frau Lucht bereits 
in der letzten Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klima, Grünflächen und Forsten vorgetragen. Ein 
Dachflächenkataster für Private könne man nicht leisten, da dafür u.a. auch die Tragfähigkeit der Dä-
cher zu beurteilen sei.

Ratsfrau Raiher erkundigt sich nach einer verbindlicheren Formulierung hinsichtlich der Beteiligung für 
Bürger:innen. 

Oberbürgermeisterin Kalisch erklärt, dass eine Beteiligung im Sinne einer finanziellen Partizipation 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Ratsfrau Kabasci fragt, ob auch Agri-PV möglich ist. 

Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass auch bei einer Änderung des Flächennutzungsplanes Fest-
setzungen getroffen werden können und man Agri-PV prüfen werden. Man müsse jedoch beachten, 
dass dies weniger effizient ist. Daher müsse man genau prüfen, an welcher Stelle Agri-PV auch für 
Naturschutz, Landschaftsschutz und für Tiere im Sinne der Vernetzung wichtig ist. Sofern kein Bauleit-
plan-verfahren gebraucht wird, werde es im Baugenehmigungsverfahren geprüft.
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Ratsherr Neumann erklärt, dass der Kriterienkatalog gut und nachvollziehbar sei. Umso trauriger sei 
es daher, dass dieser beim Wald in Deutsch Evern nicht angewandt wurde. Waldfläche sei eine kost-
bare und gleichzeitig die naturnächste Fläche. Er spricht sich dafür aus, nur das Ziel von 0,5 % zu er-
füllen.

Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass es zwei unterschiedliche Berechnungsansätze für den Aus-
bau von PV-Anlagen gebe. Der eine Ansatz lege die Flächenzahl und der zweite Ansatz die Einwoh-
nendenzahl zugrunde. Bei der Berechnung nach Einwohnenden käme man auf über 200 ha. Man 
rede bei den 70 ha über Bruttoflächen. Davon müssten Eingrünung und Abstände zu Wohnbebauung 
abgezogen werden.

Oberbürgermeisterin Kalisch erklärt, dass mit diesem Konzept nutzbare Möglichkeiten aufgezeigt wer-
den. Welche davon realisiert werden, wisse man noch nicht. 

Herr Spliesgar verdeutlicht, dass die Rodung von Wald für Windkraft ein schwerer Eingriff in den Na-
turhaushalt sei. Er bittet, dass dies nicht verniedlicht wird. Zudem bittet er, dass noch einmal vorgetra-
gen wird, weshalb keine WEA am Bilmer Berg möglich sind.

Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass man sich mit dem Thema WEA im Wald in Deutsch Evern 
nicht leichtgetan habe. In einer gemeinsamen Ausschusssitzung wurde mit einer großen Präsentation 
zu den Naturschutzbelangen vorgetragen. 
In der Abwägung habe man sich dazu entschieden eine Entwicklung der Fläche zu initiieren, um die 
Klimaneutralität zu erreichen. 

Oberbürgermeisterin Kalisch erklärt, dass Windkraft im Wald einen Zielkonflikt darstellt. Man komme 
jedoch nicht umher Prioritäten zu setzen. Man habe die Möglichkeit und die Prüfung der WEA in 
Deutsch Evern nun auf den Weg gegeben und werde dann sehen, wie viele Anlagen möglich sind. 

Ratsherr Grimm erklärt, dass er die Rückmeldung aus der Bevölkerung nicht einschätzen könne. Da-
her sei es schwierig heute eine Empfehlung abzugeben. 

Auf Nachfrage erklärt Stadtbaurätin Gundermann noch einmal, dass 0,5 Prozent der Fläche des 
Stadtgebietes 35 ha ausmachen. Die Priorität 1 Flächen betragen 85 ha. 
Heute gehe es um eine Vorauswahl und eine Ideensammlung. Im nächsten Schritt werde man mit 
Privaten sprechen und das Konzept im ISEK mit einer Kommentarfunktion einstellen. 

Ratsherr Blanck erklärt, dass man dem Klimaentscheid beigetreten ist und zeitnah etwas tun müsse. 
Daher plädiert er dafür, diesen Weg zu gehen und PV-Anlagen da umzusetzen, wo es möglich ist. Er 
bittet, dass die Verwaltung die Frage von Frau Raiher zur Solarthermie beantwortet.

Erster Stadtrat Moßmann erklärt, dass die kombinierten Anlagen (PV und Solarthermie) im Vormarsch 
seien. Man stehe im Austausch mit dem Ingenieurbüro, welches die kommunale Wärmeplanung für 
die Hansestadt begleite. Solarthermie müsse sinnvollerweise dort produziert werden, wo Wärme ver-
braucht wird, was bei Freiflächen-Anlagen-Standorten nicht die Regel sei. Den Aspekt werde man 
dennoch in die Gespräche mit dem Ingenieurbüro aufnehmen. 

Frau Ahlers (BUND) erkundigt sich, ob in den Gunstflächen auch noch die Parkplätze berücksichtigt 
werden. Dies seien die ersten Flächen die genutzt werden sollten. Zudem bittet sie, auf den Priorität 2 
Flächen Biotopverbundmaßnahmen zu ermöglichen und nicht zu dicht zu bestücken.

Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass man sich von Beginn an auf die Freiflächen für PV-Anlagen 
konzentriert habe. Flächen von Bestandsgebäuden und Nebenflächen, wozu auch Parkplätze gehö-
ren, zählen nicht in die Freiflächenbilanzierung.  Man nehme die Anregung auf und es sei wünschens-
wert auch hierzu Zahlen zu haben. Allerdings sei es nicht Bestandteil des Konzeptes. Dennoch werde 
das Konzept einer ständigen Bearbeitung und Ergänzung unterliegen. 

Ratsherr Herzog erklärt, dass man davon rede, dass 0,5 % der Flächen erreicht werden sollen. Er 
plädiert dafür, sich höhere Maßstäbe zu setzen.
Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass man im Konzept 1 % der Flächen vorschlage. Zudem greife 
man auch die Anregung von Ratsfrau Lotze hinsichtlich der Stiftungsflächen auf. 
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Oberbürgermeisterin Kalisch erklärt, dass man auch die eigenen Dächer und andere Möglichkeiten für 
den PV-Ausbau prüfe. Dazu gehören auch die Sülzwiesen, da diese Fläche Potenzial biete und be-
reits versiegelt ist. Man müsse alle Möglichkeiten nutzen, aber dafür brauche es eine Planung. 

Ratsfrau Lotze bittet, dass in den Beschlussvorschlag folgender Satz unter Nr. 1 aufgenommen wird: 
„Es handelt sich bei den Flächen um eine Vorauswahl, nicht um eine Flächenfestlegung.“. Bei Nr. 2. 
sollte im ersten Satz der Zusatz „..bis zu 70 ha“ aufgenommen werden. 

Erster Stadtrat Moßmann erklärt, dass es für die privaten Dachflächen kein Zugriffsrecht der Kommu-
ne gebe. Es hänge davon ab, ob die Eigentümer:innen es umsetzen oder nicht. Heute gehe es um 
zwei Freiflächen für PV-Anlagen, die im städtischen Eigentum stehen und umgesetzt werden können. 

Ratsherr Blanck erklärt, dass die Fraktion bei dem ersten Punkt und Vorschlag von Frau Lotze mitge-
hen könne. Eine Begrenzung durch die Worte „bis zu“ sei nicht notwendig und gewollt.

Ratsfrau Kabasci erinnert an den Wunsch von Frau Raiher die Bürgerinnenbeteiligung zu konkretisie-
ren.

Erster Stadtrat Moßmann erklärt, dass die Beteiligung von Bürger:innen am Windpark nach Landesge-
setzgebung so vorgesehen ist. Er verweist auf das jüngst verabschiedete Niedersächsische Gesetz 
über die Beteiligung von Kommunen und Bevölkerung am wirtschaftlichen Überschuss von Windener-
gie- und Photovoltaikanlagen (NWindPVBetG).

Beschluss:

Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung, der Ausschuss für Umwelt Klima, Grünflächen und 
Forsten und der Ortsrat Ochtmissen sowie Oedeme empfehlen dem Rat einstimmig folgenden Be-
schluss:

1. Das in der Anlage vorgelegte Standortkonzept für PV-Freiflächenanlagen wird beschlossen. Es 
handelt sich bei den Flächen um eine Vorauswahl, nicht um eine Flächenfestlegung.

Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung und der Ortsrat Ochtmissen sowie Oedeme empfeh-
len dem Rat mehrheitlich folgenden Beschluss:

2. Bis Ende 2032 sollen im Lüneburger Stadtgebiet bis zu 70 ha Brutto-Freiflächen der im Standort-
konzept dargestellten Priorität-1-Standorte als Gebiete für die Nutzung von solarer Strahlungsenergie 
ausgewiesen werden. Das entspricht nach jetzigem Stand der Technik einer voraussichtlich mögli-
chen Erzeugung von ca. 47 MW. 
Sofern sich herausstellen sollte, z.B. durch fehlende Bereitschaft der Eigentümer:innen der Flächen, 
dass nicht ausreichend Flächen auf Priorität-1-Standorten entwickelbar sind, sollen die Flächen, so-
weit ersatzweise erforderlich und möglich, auf den im Standortkonzept dargestellten Priorität-2-Stand-
orten entwickelt werden.

Der Ausschuss für Umwelt Klima, Grünflächen und Forsten empfiehlt dem Rat mehrheitlich folgenden 
Beschluss: 

2. Bis Ende 2032 sollen im Lüneburger Stadtgebiet 70 ha Brutto-Freiflächen der im Standortkonzept 
dargestellten Priorität-1-Standorte als Gebiete für die Nutzung von solarer Strahlungsenergie ausge-
wiesen werden. Das entspricht nach jetzigem Stand der Technik einer voraussichtlich möglichen Er-
zeugung von ca. 47 MW. 
Sofern sich herausstellen sollte, z.B. durch fehlende Bereitschaft der Eigentümer:innen der Flächen, 
dass nicht ausreichend Flächen auf Priorität-1-Standorten entwickelbar sind, sollen die Flächen, so-
weit ersatzweise erforderlich und möglich, auf den im Standortkonzept dargestellten Priorität-2-Stand-
orten entwickelt werden.
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Abstimmungsergebnis:

Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung zu Nr. 1 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 9
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ausschuss für Umwelt, Klima, Grünflächen und Forsten zu Nr. 1 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ortsrat Ochtmissen zu Nr. 1 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 5
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ortsrat Oedeme zu Nr. 1 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 2
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung zu Nr. 2 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 5
Nein-Stimmen: 4
  Enthaltungen: 0

Ausschuss für Umwelt, Klima, Grünflächen und Forsten ohne Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 4
Nein-Stimmen: 2
  Enthaltungen: 2

Ortsrat Ochtmissen zu Nr. 2 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 5
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ortsrat Oedeme zu Nr. 2 mit der Ergänzung:

   Ja-Stimmen: 2
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0
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zu 7 91. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilbereich "Solarpark Schwar-
zer Berg" 
Einleitungsbeschluss
Beschluss über die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
Vorlage: VO/11270/24

Beratungsinhalt:

Die Tagesordnungspunkte 7 und 8 werden zusammen beraten. 

Stadtbaurätin Gundermann erklärt anhand der als Anlage beigefügten Präsentation, dass die erste 
stadteigene Fläche, die Fläche am Schwarzen Berg, über die bereits im Bauausschuss (März 2023) 
beraten und ein Untersuchungsbereich beschlossen wurde, sei. 
Für die blau umrandete Fläche sollen die erforderlichen Bauleitplanverfahren eingeleitet werden. Da-
bei habe man über den grün dargestellten Gunstflächenbereich hinaus weitere Flächen mit einbezo-
gen, um einen sinnvollen und wirtschaftlichen Zuschnitt zu erreichen. Im nördlichen Bereich werde 
voraussichtlich ein Bereich freigehalten und als Ausgleichsfläche entwickelt, sofern erforderlich. Um 
dies im Bauleitplanverfahren geeignet abgrenzen und planungsrechtlich sichern zu können, werde 
auch dieser Bereich in den Geltungsbereich einbezogen.
 
Zu den Punkten Wirtschaftlichkeit und Potenziale für Bürger:innen werde unter TOP 10 vortragen.

Stadtbaurätin Gundermann erläutert, dass die Flächen bis Herbst nächsten Jahres verpachtet sind 
und die Kündigung bis zum Frühjahr erfolgen müsse. 

Ratsfrau Lotze fragt, was auf dem Acker angebaut wird und wie weit an der kürzesten Stelle die Ent-
fernung zum Friedhof ist.  

Ergänzung: Der Abstand vom Friedhof zum Geltungsbereich beträgt mindestens 160 Meter

Auf Nachfrage erläutert Stadtbaurätin Gundermann, dass an dieser Stelle durch evtl. archäologische 
Untersuchungen Auskunft über frühere Siedlungsbereiche zu erwarten ist. 

Herr Reikowski erklärt, dass die Fläche derzeit aufgrund von Fruchtwechsel mit Sauergerste bestellt 
ist. Die Jahre zuvor wurde Mais angepflanzt.

Auf Nachfrage von Ratsfrau John erklärt Herr Eberhard, dass kein Entfall und keine Änderung im Hin-
blick auf die 110 kV Leitung zu erwarten ist.

Unter einer 110 kV Leitung könnte mit Eisschlag gerechnet werden, weshalb direkt darunter vermut-
lich keine Anlage aufgestellt würde. 

Ratsherr Grimm fragt, wie viel MW voraussichtlich auf dieser Fläche erzeugt wird. 

Stadtbaurätin Gundermann erklärt, dass man heute das Verfahren einleiten wollen. Man wisse noch 
nicht, wie groß das Modulfeld werde und könne daher keine seriösen Zahlen nennen.

Beschluss:

Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat einstimmig folgenden Beschluss 
zu fassen:

1. Für den in der Anlage dargestellten Bereich wird gemäß § 2 BauGB das Verfahren zur 91. Än-
derung des Flächennutzungsplanes eingeleitet. Der Änderungsbereich bekommt die Bezeich-
nung „Solarpark Schwarzer Berg“. Der genaue Geltungsbereich ergibt sich aus dem zu die-
sem Beschluss gehörigen Plan.

2. Ziel der Flächennutzungsplanänderung ist die planungsrechtliche Vorbereitung einer Fläche 
für die Errichtung einer PV-Freiflächenanlage.
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3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist durchzuführen.

Abstimmungsergebnis:

Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung:

   Ja-Stimmen: 9
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ortsrat Oedeme:

   Ja-Stimmen: 1
Nein-Stimmen: 1
  Enthaltungen: 3

zu 8 Bebauungsplan Nr. 186 "Solarpark Schwarzer Berg" 
Aufstellungsbeschluss
Beschluss über die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
Vorlage: VO/11271/24

Beratungsinhalt:

Die Tagesordnungspunkte 7 und 8 werden zusammen beraten.

Beschluss:

Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt dem Ausschuss für Bauen und Stadtent-
wicklung einstimmig, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Für den in der Anlage dargestellten Geltungsbereich wird gemäß § 2 BauGB das Verfahren 
zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 186 „Solarpark Schwarzer Berg“ eingeleitet. Der ge-
naue Geltungsbereich ergibt sich aus dem zu diesem Beschluss gehörigen Plan.

2. Ziel des Bebauungsplans ist die planungsrechtliche Sicherung einer Fläche für die Errichtung 
einer PV-Freiflächenanlage.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist durchzuführen.

Abstimmungsergebnis:

Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung:

   Ja-Stimmen: 9
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 0

Ortsrat Oedeme:

   Ja-Stimmen: 1
Nein-Stimmen: 1
  Enthaltungen: 3
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zu 9 Entwicklung einer PV-Freiflächenanlage an der A 39 (Goseburg)
Vorlage: VO/11265/24

Beratungsinhalt:

Stadtbaurätin Gundermann gibt anhand der als Anlage beigefügten Präsentation einen Überblick über 
die Fläche an der A39. In diesem Bereich (Außenbereich) seien die PV-Freiflächenanlagen planungs-
rechtlich ohne Bebauungsplan zulässig, wenn keine anderen öffentlichen Belange entgegenstehen. 
Die Prüfung erfolge in einer Bauvoranfrage oder im Bauantrag. 

Die im Plan blau umrandete städtische Fläche sei seitens der Stadt besonders geprüft und im Vorab-
stimmungsverfahren mit dem Bereich Grünplanung als gut geeignet eigestuft worden 

Bei der Vorlage würde es sich um eine Mitteilungsvorlage handeln, da nach derzeitigem Stand kein 
Bauleitplanverfahren erforderlich wird.

Ratsherr Grimm erklärt, dass die Fläche vor einigen Jahren als Gewerbefläche angedacht war und 
erkundigt sich, ob nun eine Perspektive für die Zukunft genommen werde.  

Herr Eberhard erklärt, dass die Fläche im ISEK nicht als Fläche für Gewerbe vorgesehen sei. 

Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 

zu 10 Erstellung eines Umsetzungskonzeptes für eine Freiflächen-Photovoltaikan-
lage auf Flächen im Eigentum der Hansestadt Lüneburg
Vorlage: VO/10841/23-1

Beratungsinhalt:

Frau Wiebe erklärt, dass in den vorhergegangenen Vorträgen intensiv über die Flächenauswahl be-
richtet wurde. 
Für die Flächen in städtischer Hand ist bereits während der Erarbeitung des Standortkonzeptes die 
Frage aufgekommen, ob die Hansestadt Lüneburg selbst die Möglichkeit hat, die Errichtung und den 
Betrieb von Solarparks auf diesen Flächen voranzubringen. Im September 2023 habe man dieses 
Thema im Ausschuss für Umwelt, Grünflächen, Klima und Forsten vorgestellt, woraufhin der Verwal-
tungsausschuss die Erstellung eines detaillierten Konzeptes für die Errichtung und den Betrieb einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage mit einer aktiven Rolle der Hansestadt beschlossen habe. Dabei sollte 
neben der Flächenauswahl auch andere Kriterien beleuchtet werden. 

Anhand der als Anlage beigefügten Präsentation geht Frau Wiebe auf die einzelnen Konzeptbestand-
teile ein und erläutert die konkreten Inhalte.

Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 

zu 11 Bebauungsplan Nr. 43, 6. Änderung "Vrestorfer Heide" - Mitteilung über 
geänderten städtebaulichen Entwurf
Vorlage: VO/11283/24

Beratungsinhalt:

Herr Eberhard berichtet, dass der Aufstellungsbeschluss mit der Beteiligung im März 2022 gefasst 
wurde. Daher gehe es heute nicht um einen Beschluss, sondern lediglich um die Mitteilung des verän-
derten Konzeptes. 

Anhand der als Anlage beigefügten Präsentation ordnet er die Fläche im Stadtgebiet ein. Das Gelän-
de umfasse eine Fläche von etwa 2 ha und liege derzeit überwiegend brach. 
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Der bestehende Bebauungsplan Nr. 43, 1. Änderung „Vrestorfer Heide“ setze im Vorhabengebiet ein 
Gewerbegebiet fest. Herr Eberhard erläutert außerdem die zurzeit zulässige Nutzung. Der 2022 vor-
gestellte Entwurf habe überwiegend Wohnbebauung vorgesehen. In der Zwischenzeit zeichnete sich 
ab, dass durch den verminderten Waldabstand von 25 Metern und der Angrenzung zum Gewerbege-
biet Konflikte entstehen können. 

Mit dem jetzt veränderten Entwurf halte man den Abstand von 30 Metern zum Wald ein und die Bau-
körper seien kompakter und eingekürzt. Als Ergebnis eines Schallgutachtens werde es ein urbanes 
Gebiet, da ein Wohngebiet in Angrenzung an ein Gewerbegebiet nicht umsetzbar ist. Dies mache 
neben der Wohnnutzung auch freiberufliche Nutzungen möglich.

Mit diesen Unterlagen solle in Kürze in die Beteiligung gegangen werden. 

Der Ausschussvorsitzende, Ratsherr Schultz, ist dankbar, dass eine Lösung bzgl. des Abstandes zum 
Wald gefunden wurde.

Ratsherr Pols erkundigt sich, ob die Planstraße öffentlich oder privat ist. 

Herr Eberhard erklärt, dass die Straße privat ist und im Planentwurf ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
vorgesehen sei. 

Ratsfrau Lotze fragt, weshalb ein Zaun zum Naturschutzgebiet gebaut werden muss. 

Herr Eberhard erklärt, dass von einem durch die Wohnbebauung entstehendem Erholungsdruck in die 
angrenzende Grünfläche auszugehen ist. Damit ist auch eine Inbesitznahme des Waldes zu befürch-
ten, sodass durch den Zaun die Sicherstellung der Waldfunktion erreicht werden solle.

Ratsfrau John erkundigt sich, ob es Konflikte mit der Nutzung der Straße für die Arena geben wird. 

Herr Eberhard erklärt, dass diese in der gleichen Weise wie bisher genutzt werden könne. Aber es 
gebe noch eine frühzeitige Beteiligung, in welcher Bedenken geäußert werden könnten. 

Der Ausschussvorsitzende, Ratsherr Schultz, schließt den öffentlichen Teil der Sitzung um 16:50 Uhr. 

Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 


